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A. Belanntmachungen des
Nr. 266. Oels, den 30. Juni 1892.

Die Ferien des Kreisausschusses finden in der Zeit
vom 21. Juli bis 1. September cr. statt. Während der
Ferien dürfen in öffentlicher Sitzung des Kreisausfchufses
nur fchleunige Sachen zur Verhandlung kommen. '

Namens des Kreisausschufses.
Der Vorsitzende.

Königliche Landrath.

Oels, den 7. Juli 1892.

Die Sommer-Futen betreffend.
Die Sommer-Ferien habe ich im Einverständniß mit

den Herren Königlichen Kreis-Schul-Jnspeltoren, für die
ländlichen Schulen mit dem 25. Juli cr. beginnend, auf
drei Wochen festgesetzt. Für einzelne Theile des Kreises
ist es erwünscht, den Herbstferien wegen des vorherifchenden
Rüben- und Kartoffelbaues eine längere als vierzehn-
tägige Dauer zu geben. Die Herren Kreisschulinspeltoren
erfuche ich üllerall da, wo sich ein Vedürfniß dazu heraus-
stellt, selbständig gesälligst zu genehmigen, daß die Sommer-
Ferien auf vierzehn Tage verkürzt und die Herbst-Futen
demnächst auf drei Wochen verlängert werden.

Nr. 268. Oels, den 4. Juli 1892.
‘ Betrifft Unterstützung

für die Familien der zu militärischen Uebungen
eingezogenen Mannschaften.

Nach dem am 1. Juli cr. in Kraft getretenen Gesetze-,
betreffend die Unterstützung von Familien der zu Friedens-
Uebungen einberufenen Mannschaften vom 10. Mai d. J.,
erhalten die Familien der aus der Reserve, Landwehr oder
Seewehr zu Friedensübungen einberufenen Mannschaften
auf Verlangen aus öffentlichen Mitteln Unterstützungen

Das Gleiche gilt bezüglich der Familien der aus der
Ersatzreserve für die zweite oder dritte Uebung einberufenen
Mannschasten. Der Anspruch auf Unterstützung ist von
dein Einberufenen oder von derjenigen Person, welcher in
seiner Abwesenheit die Fürsorge für die Familie obliegt,
bei der Gemeindebehörde des Wohnortes fes-fort nach er-
haltener Einziehiugåordre anzumelden und erlischt, wenn
er nicht binnen 4 ochen nach Beendigung der Uebung
angebracht ist.

”“ Unterstützungsberechtigt sind: Die Ehefrau des Ein-
gezogenen und dessen eheliche und den ehelichen gesetzlich
Zieichstehende Kinder unter 15 Jahren, sowie dessen Kinder
der 16 Jahre, Verwandte in aufsteigender Linie und

Geschwister, insofern sie von ihm unterhalten wurden,
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oder das Unterhaltungsbedürfniß erst nach erfolgter Ein-
ziehung desselben hervorgetreten ist.

Entfernteren Verwandten, gefchiedenen Ehefrauen und
unehelichen Kindern steht ein Unterstützungsanspruch nicht
zu. Die täglichen Unterstützungen sollen betragen: für die
Ehefrau 300/0, für jede der sonst unterstützungsberechtigten
Personen 10°/o des ortsüblichen Tagelohnes für erwachsene
männlicheArbeiter amAufenthaltsorte des Einberufenen mit
der Maßgabe, daß der Gesammtbetrag der Unterstützung
600XodesBetragesdes ortsüblichenTagelohnsnichtübersteigt.

Die Guts- und Gemeindevorstände des Kreises werden
veranlaßt, diesbezügliche Anmeldungen von Unterstützungs-
berechtigten entgegenzunehmen, dieselben zu prüfen und für
jede einzelne Familie in eine Listex nach dem im Reichs-
gesetzblatte pro 1892 Seite 671 vorgeschriebenen Formular
gemäß § 1 der Ausführungsvorschristen Reichsgesetzblatt
pro 1892 Seite 668 aufzunehmen.

Die Liste ist mir unverzüglich nach erfolgter An-
meldung mit der Bescheinigung der Richtigkeit einzureichen,
worauf von hier aus die Anweisung zurZahlung erfolgen wird.

Die Zahlung soll erfolgen:
a. am Tage des Abganges des Einberufenen zur Uebung

für die Zeit bis zum Schluß des laufendenHalhmonats,
b. für jeden folgenden in die UebuiigszeitfallendenHalbi

monat am ersten Tage desselben im Voraus und
c. am ersten Tage des letzten Halbmonats für die Zeit

bis zur Beendigung der Uebung, einschließlich der
bestimmungsmäßigen Tage für den Rückmarsch

Unterstützungen, welche erst nach Beginn der
Uebung beansprucht werden, sollen voll für die abgelaufene
Zeit gezahlt werden.

Juden Städten haben die Magisträte die Anmeldungen
entgegenzunehmen, die Listen und Verechnungen nach den
im Reichsgesetzblatte pro 1892 Seite 671 und 672 ge-
gebenen Mustern A unb B aufzustellen und der Königl.
Regierung direlt zur Festsegung einzureichen.

Schließlich bemerke i , daß Unterstützungen nach
Maßgabe des Gesetzes vom 10. Mai 1892 auch rücksichtlich
solcher Friedensübungen gewährt werden, welche ganz oder
theilweise in »der Zeit vom 1. April 1892 bis zum
1. Juli 1892 stattgefunden haben. —

Nr. 269. Oels, den 3. Juli 1892.
Betreffend Generalstabs-Uebungsreise

des 5. Armee-Corps.
« Jn der Zeit vom 4. bis 20. Juli cr. soll die dies-

jährige Generalstabsreise des b. Armee-Corps (Wien) ,

 

 

 

 

 



stattfinden, welche voraussichtlich in Trebnitz anfangen
und sich zum größeren Theile indem nördlich von Breslau
zwischen der Bahnstrecke Oels-Krotoschin und der Oder
gelegenen Theile des Regierungs-Bezirks Breslau ab-
spielen wird.

Das Commando wird 18 Offiziere, 2 Unteroffiziere,
21 Gemeine und 24 Pferde stark sein.

Für Offiziere wird Naturalquartier mit Morgenkost,
für Mannschaften mit voller Verpflegung und zwar nach
Möglichkeit nur in größeren Orten genommen werden.
Für« das Quartier der Offiziere und Burschen, für die
Verpflegung und den Vorspann erfolgt sofortige tarifs
mäßige Vergütung. Die Fourage wird gegen Ouittung
von den Gemeinden empfangen und deren Bezahlung,
sowie die Bezahlung des Stallservises und des Ouartiers
der Quartiermacher und Pferdepfleger gestundet.

Näheres über den Gang der Reise läßt sich im
Voraus nicht bestimmen. Der Leitende wird, sobald sich
die neuen Quartiere übersehen lassen, die Ortsvorftände
telegraphisch benachrichtigen und die Quartiermacher so
absenden, daß sie möglichst am Nachmittage des Tages
vor dem Einrücken eintreffen.

Vorstehendes bringe ich den Magisträten, Guts-
vorstehern und Gemeindevorständen des Kreises mit dem
Veranlassen zur Kenntniß, für die vorschriftsmäßige Be-
quartierung und Verpflegung des genannten Eommandos
Sorge zu tragen.

Nr. 270. Oels, den 4. Juli 1892.

Betreffend Uebungsreise der 2. Kavallerie-
Inspektion. .

Die 2. Kavallerie-Jnspektion zu Berlin hat mit-
getheilt, daß in den Tagen vom 24. bis 30. Juli cr.
eine Uebungsreise von Generalen, Regiments-Commandeuren
und Generalstabs-Offizieren der Kavallerie bezw. reitenden
Artillerie stattfinden wird. Dieselbe wird voraussichtlich
in Groß-Wartenberg beginnen und über Kempen, Nams-
lau, Oels, Breslau, und Trebnitz ihren wahrscheinlichen Ver-
lauf nehmen. Die Theilnehmer werden ca. 32 Ofsiziere sein.

Am 29. unb 30. Juli werden an den Uebungen
einzelne Trupppen der Garnison Breslau theilnehmen
und sollen dieselben vom 29. bis 30. Juli im Trebnitzer
Kreise mit Verpflegung einquartiert werden.

Vorstehendes bringe ich hierdurch mit dem Bemerken
zur öffentlichen Kenntniß, daß diejenigen Guts- und
Gemeindevorstände des Kreises, welche von der oben be-
eichneten Einquartirung betroffen werden sollten, den an

sie ergehenden Requisitionen zu entsprechen haben.

Nr. 271. Oels, den 6. Juli 1892.

Betrifft Aufhebung des auf den 11. Juli d. J.
in Bernstadt angesetzten Viehmatktes.
Behufs Vermeidung eines weiteren Umsichgreifens

der in mehreren Ortschaften des Kreises herrschenden
Maul- und Klauenseuche durch Seuchen-Veischleppung ist
Seitens des Herrn Regierungs-Präsidenten zu Breslau
die Abhaltung« des auf den 11. d. M, in Bernstadt
angesetzten Viehmarttes mit Ausnahme des Pferde-
marktesim veterinairpolizeilichen Interesse verboten worden.

Die Ortspolizeibehörden wollen dies mit dein»«»Be-
merken zur Kenntniß-der Interessenten bringen, das auch
der Auftrieb von jeglichem Vieh mit Ausnahme der
Pferde in dem Ebenachbarteir Guts- und Gemeinde-
bete! Vorstadt Beruftath am Marktage zu unter-
b! benhnt. « ’
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Nr. 272. Ente, ben 7. Juli 1892.-
Die»Kontrole und Behandlung der Zu- und
Abgange vdn Personen mit Einkommen von

nicht mehr als 900 Mark
hat in folgender Weise zu geschehen-

1. Verandert ein Censit im Laufe des Steuerjahres feinen
Wohnort io hat »die Gemeindebehörde, bei welcher
der Abgang stattfindet, an die Behörde desjenigen
Ortes, wohin der Umzug geschehen ist, unverzüglich
eine Mittheilung zu überfenden, welche außer dem
Namen und Stande des Censiten die Angabe des
fingirten Steuersatzes (Gemeindesteuerliste Spalte 26),
zu welchem derselbe veranlagt worden, und des Zeit-
punktes, bis zu welchem er die Communalsteuern in
seinem bisherigen Wohnorte entrichtet hat, enthalten
muß. Bewiilt ein Censit nicht gerade am 1. oder
2. (den gewöhnlichen Umzugstagen), sondern an
einem beliebigen anderen Tage eines Monats seinen
Umzug, so hat derselbe ——- wie hierdurch angeordnet
wird —- in der Regel in dem alten Wohnorte für
den angefangenen Monat noch den vollen Monats-
satz, im neuen Wohnorte dagegen die Communal-
steuern erst vom 1. Tage des nächsten Monats an
zn entrichten. Die besonderen einschlägigen Be-
stimmungen des Gesetzes vom 27. Juli 1885, be-
treffend Ergänzung und Abänderung einiger Be-
stimmungen über Erhebung der auf das Einkommen
gelegten CommunalsAbgaben (Ges.-S. S. 327),
werden jedoch hierdurch nicht berührt. Dabei ist der
für das laufende Steuerjahr im alten Wohnorte
festgesetzte fingirte Steuersatz (Gemeindesteuerliste
Spalte 26) in der Regel auch für die Gemeinde-
behörde des neuen Wohnortes maßgebend: Aus-
nahmen finden nur dann statt, wenn der Censit in
seinem neuen Wohnorte ein Jahreseinkommen von
mehr als 900 Mark erwerben sollte und bei Ver-
mehrungen des Einkommens in Folge Erbansalles.
Jn diesen beiden Fällen ist gemäß Art. 76 Nr. 9
nnb 11 der Ausführungs-Anweisung vom 5. August
1891 (abgedruckt in der Extrabeilage zu Nr. 6 des
Regierungs-Amtsblatts pro 1892) nach Nr. 3 dieser
Verfügung zu verfahren.

2. Bei den sonst vorkommenden, in Art. 78 ber Aus-
führungs-Anweisung näher bezeichneten Abgängen
(Ableben eines Steuerpflichtigen, Emäßigung des
Steuersatzes oder Freistellung im Wege der» Be-
rufung u. s. w.), ist der betreffende Censit nur in der
Gemeindesteuerliste zu streichen, bezw. die letztere zu
berichtigen.

3. Die in Art. 76 der Ausführungs-Anweisung näher
bezeichneten anderweiten Zugänge dagegen erheischen
Neuveranlagungen . im Laufe des Steuerjahres. Liegt
ein Zugangsfall dieser Art vor, fo fertigt der
Magistrat bezw. der Gemeinde-(Guts-)Vorftand eine
GemeindesteuersZugangsliste unter Benutzung eines
Formulars zur Gemeindesteuerliste. Jn dieselbe ver-
zeichnet er alle ihm bekannten Merkmale und Ein-
kommensverhältnisie des betreffenden-« Censiten und
sendet sie alsbald mit den etwaigen Unterlagen an
den Vorsitzenden derEitikommensteuer-Voreinschätzungs-
Commission seines Bezirks (vergl. die» Kretsblatt-

" Verfügungen vom 4.November 1891,Kreisbl.Nr.45,
— S.19l). Dieserprüft die Angaben derGemeindebehörde
undsendetdieListennebstUnierlagenmitseinemVorschlage
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per Circular an die Mitglieder der Voreinschätzungs-
Commission, welche gemäß § 75 Absatz I des Ein-
lommenfteuer-Gesetzes vom 24 Juni v. J. die Ver-
anlagung des Censiten beioirit,. d. h. den fingirten
Steuersatz festsetzt. Die Lisäe ist darauf von dem

« betreffenden Voreinschätzungsszmmifsar ·mit den
etwaigen Anlagen sofort an mich einzureichen und
wird nach erfolgter diesseitiger Prüfung unverzüglich
der betheiligten Gemeindebehörde wieder zugehen,
welche dieselben bei der Eommunalsteuer-Veranlagung
des Censiten entsprechend (wie eine Fortsetzung der
Gemeindesteuerlifte) zu verwerthen hat.

Von welchem Zeitpunite ab die Zugangstellung
zu erfolgen hat, erhellt aus Art. 77II. der Aus-
führungs-Anweisung; zur Ausübung einer diesbezüg-
lichen Controle ist bei jeder Neuveranlagung im
Laufe des Steuerjahres in der Gemeindesteuer-
«Zugangsliste der Zeitpunkt anzugeben, zu welchem
das die Steuerpflicht begründende Ereigniß ein-
getreten ist.

— Der Vorsitzende
der Einkommenfteuer-VeranlagungssCommisfion.

Königliche Landrath.

 

Nr. 273. · Oels, den 6. Juli 1892.

Jn der Kreisblattbeianntmachung vom 12. No-·
vember v. J. (Kreisblatt Nr. 46) hatte ich die Guts- und
Gemeindevorstände daraus hingewiesen, daß künftig in den
Einiommensteuerlisten bei den grundangefessenen Censiten
nicht wie bisher lediglich die Größe des ganzen Besitzes,
sondern die Größe (nach Heitar und Ar) der zu demselben
gehörigen Slleeter. Gärten, Wiesen. Weiden u. s. w.
unter Angabe der einzelnen Bodenilasfen besonders
auszuführen, sowie auch die Grundsteuer-Reinerträge
speziell zu bewerten sind. Hieran schloß sich die Auf-
forderung, in allen Fällen, in welchen die vorgedachten
Merkmale nicht bereits beianntseien, sofort entsprechende
Auszüge aus den Grundsteuermutterrollen von dem
Königlichen Katasteramte zu erbitten.

Nach Angabe des Königlichen Katafteramts haben
jedoch erst 30 Gemeinden und Gutsbezirie die Ueber-
sendung der fraglichen Auszüge beantragt.

Jch bringe daher denjenigen Gemeinden und Guts-
bezirien, welche noch nicht im Vesitze des erforderlichen
Materials sind, die rechtzeitige Beschaffung desselben
erneut in Erinnerung.

- Der Vorsitzende
der EiniomnienfteuersVeranlagnngssCommissiom

Nr. 274. Oels, den 5. Juli 1892.

Anweisung,
betreffend das Verfahren bei Verichtigung von Quittungs-
iarten für die Invaliditäts- und Altersversicherung (§§ 125
und 127 des Reichsgesetzes, betreffend die Invaliditäts-

und Altersversicherung, vom 22. Juni 1889.)
, Vom 10. Mai 1892.
Zur Ausführung der §§ 125 und 127 des Reichs-

Gesetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersversicherung,
yom 22. Juni 1889 (Rei«chs-Ges.-Vl. S. 97) wird hier-
durch Folgendes bestimmt:

1. Sind in einer Quittungsiarte zu wenig Marien
eingeilebt, so hats die untere Verwaltungsbehörde dem
verpflichteten Arbeitgeber das nachträgliche Einileben der

 

 

fehlenden Marien aufzugeben. Kommt der Arbeitgeber
dieser Anordnung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach,
so hat die bezeichnete Behörde die fehlenden Marien selbst
in die Quittungsiarte einzuileben und den für dieselben
verauslagten Betrag gemäß § 137 a. a. D. von dem
Arbeitgeber einzuziehen. Letzterem bleibt es überlassen,
die Hälfte des Betrages dem Versicherten bei der Lohn-
zahlung in Abzug zu bringen, soweit dies nach § 109
Absatz 3 unb § 112 Absatz 2 a. a. O. noch zulässig ist.

Wo die Einziehung der Beiträge durch Kranicniassen
oder besondere Hebestellen erfolgt (§§ 112, 114 a. a. O.),
bleibt diesen die Durchführung des Verichtigungsverfahrens
überlassen. Den Werth der nachträglich von ihnen bei-
gebrachten Marien haben diese Stellen, sofern es ihnen
nicht rathsam erscheint, eine frühere Erftattung zu fordern,
mit dem nächsten regelmäßigen Veitrage einzuziehen.

2. Ergiebt sich, daß zuviel Marien beigebracht find,
so hat die untere Verwaltungsbehörde die überschießenden
Marien zu vernichten (Ziffer Il. 8 der Veianntmachung
vom 27. November 1890 R.-G.-Vl. 1891 S. 399) unb
der Versicherungsanstalt hiervon mit dem Ersuchen Mit-
theilung zu machen, den Werth der vernichteten Marien
dem Antragsteller, oder, sofern die Vernichtung von Amts-
wegen oder auf Antrag der Versicherungsanstalt erfolgt.
dem Inhaber der Quittungsiarte zugehen zu lassen,
Die Auszahlung des Geldbetrages oder die Vertheilung
desselben zwischen den bei dem Anlauf der vernichteten
Marien betheiligt gewesenen Arbeitgebern und Versicherten
gehört nicht zu den Obliegenheiten der unteren Ver-
waltungsbehörden Die Vertheilung iann dem Empfänger
überlassen bleiben.

Uebersendet die Versicherungsanstalt den Betrag durch
die Post, so bedarf es zur Vermeidung von Beläftigungen
des Empfängers der Ausftellung einer besonderen Quittung
nicht. Es ist vielmehr Sache der Versicherungsanftalt,
durch Postschein oder auf andere Weise einen genügenden
Nachweis über die Abfendung des Geldbetrages zu ihren
Aiten zu bringen.

3. Sind Marien einer zu niedrigen Lohnilasse ver-
wendet, so hat die untere Verwaltungsbihörde zunächst
den verpflichteten Arbeitgeber zur nachträglichen Veibringung
der erforderlichen Zahl von Marien der richtigen Lohn-
ilafse anzuhalten und, wenn die Erledigung nicht recht-
zeitig nachgewiesen wird, nach Maßgabe der Ziffer I. das
Weitere zu veranlassen.

Findet das Einziehungsverfahren (§§- 112", 114
a. a. D.) Anwendung, so ist das Erforderliche auch hier
den Kranicniassen oder Hebestellen zu überlassen.

Nach Veibringung der richtigen Marien hat die
untere Verwaltungsbehörde die zu Unrecht beigebrachten
Marien der zu niedrigen Lohnilasse zu vernichten und die
Erstattung ihres Werthes durch die Versicherungsanstalt
nach Maßgabe der Ziffer 2 herbeizuführen.

4. Ein Berichtigungsverfahren wegen angeblicher
Verwendung von Marien einer zu hohen Lohntlafse hat
die untere Verwaltungsbehörde nur dann einzuleiten, wenn.
glaubhaft dargethan wird, daß Arbeitgeber und Versicherter
sich nicht, sei es ausdrücklich, sei es stillschweigend, über
eine Versicherung in der betreffenden höheren Lohnilasse
reinigt haben „(g 26 Absatz 2 a. a. O.). Wird das
erfahren eingeleitet, so ist gemäß Ziffer 3 zu verfahren.
. 5. Sind Marien einer unrichtigen Versicherungs-

Anstalt beigebracht, so ist die nachträgliche Einilebung
von Marien der richtigen Versicherungsanstalt zu ver-

 



anlassen und im Uebrigen nach Maßgabe der Ziffer 3
zu verfahren. Die Vertheilung des von der ersteren Ver-
sicherungsanstalt zu erstattenden Betrages zwischen dem
Arbeitgeber und dem Versicherten bleibt auch hier den
Betheiligten überlassen.

« 6. Jst in den Fällen einer Selbstverficherung (§ 8
a. a. Q) oder freiwilligen Fortsetzung des Versicherungs-
Verhältnisses (§ 117 a. a. D.) die Beibringungisder Zusatz-
Marien unterblieben, indem statt der Doppelmarien nur
einfache Marien irgendwelcher Lohnilasse eingeilebt worden
sind, so ist« gleichfalls zunächst die Beibringung von soviel
Doppelmarien, als zu Unrecht einfache Marien Verwendet
find, herbeizuführen. Alsdann ist die Vernichtung der zu
Unrecht beigebrachten einfachen Marien vorzunehmen und
die Erstattung des Werthes gemäß Ziffer2 zit veranlassen.

7. Sind Doppelmarien zu Unrecht beigebracht, so
ist der verpflichtete Arbeitgeber auf dem unter Ziffer 1
borgefchriebenen Wege zur Beibringung der richtigen
Marien anzuhalten, sofern der Verficherte überhaupt der
Verfichernngspflicht unterliegt. Jst dies nicht der Fall,
oder sind die richtigen Marien in der erforderlichen Zahl
nachträglich beigebracht, so find die Doppelmarien zu ver-
nichten, die Verficherungsanstalten aber um Abführung
des vollen Betrages der Marien an den Versicherten
oder, soweit dies nach den Umständen zweckmäßiger er-
scheinen sollte, an den Arbeitgeber zu ersuchen. Die
Wiedereinziehung des auf das Reich entfallenden Betrages
der vernichteten Doppelmarken bleibt den Versicherungs-
Anstalten überlassen.

8. Bei der Befugniß der unteren Verwaltungs-
Behörden, in den ihnen geeignet erscheinenden Fällen an
Stelle der Vernichtung von Marien die die Marien ent-
haltende Quittungsiarte einzuziehen und durch eine andere
zu ersetzen (§ 125 Abs. 3 a. a. O.), behält es sein Be-
wenden. Bei der Uebertragung des Jnhalts der alten
Karte in die neue sind nur die gültigen (Eintragungen zu
berücksichtigen, die der Bernichtung anheim gefallenen
Marien also außer Betracht zu lassen.

Die eingezogene Quittungskarte ist nach Ziffer 37
Absatz 1b unb Absatz 3 sowie Ziffer 35 der Anweisung
vom 17. Oktober 1890 — mitgetheilt durch Circular-

. B. 6386 H. M.
Erlaß vom gleichen Tage I A. 9453 2118.5. 3. zu

behandeln.
Sind Marien in bereits aufgerechneten und um-

getauschten Quittungsiarten vernichtet worden, so bedarf
es gleichzeitig der Berichtigung der Aufrechnungen und
der von den Inhabern der Quittungsiarte zu diesem
Zwecke einzuziehenden Bescheinigungen über die Auf-
rechnung.

Der Minister des Innern.
gez. Herrfurth —

Der Minister für Handel und Gewerbe.
gez. Frhr. von Berlepsch.

Vorstehende Anweisung bringe ich hiermit zur öffent-
lichen Kenntniß.

Zu Nr. 3 der Anweisung wird bemerkt, daß an
wöchentlichen Beiträgen zu erheben sind:
1. in Lohnilasse I. Jahresarbeitsverdienst bis zu

350 Mark einschließlich . . . — ..... 14. Pf.
2. in Lohnilasfe II. Jahresarbeitsverdienst von

mehr als 350 bis 550 Mark . . . . . .20
3. in Lohnllasse III. Jahresarbeitsverdienst von

" - mehr als 550 Mark bis 850 Mart s. . —.- 24 „
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4. in Lohnllasse IV. Jirhresarbeitsoerdienst von ,
mehr als 850 Mark .......... 30 „
Die in der Lands und Forstwirthschaft beschäftigten

nicht ständigen Arbeiterswerden der Regel nach der Lohn-
ilafse I. angehören. i .

Nr. 275. Breslau, den 22. Juni 1892.
Neuerdings sind zwei den Jmpfzwang betreffende

Erkenntnisse des Königlichen Oberverwaltungs-Gerichts
ergangen, in deren Gründen im Wesentlichen Folgendes
ausgeführt wird:

Wie aus den Motiven und den Berathungen des
Reichsimpfgesetzes vom 8. April 1874 (R.-G.-B1, S, 31)
hervorgeht, ist dieses Gesetz ein Zwangsgesetz. Die
Polizeibehörde ist verpflichtet und berechtigt, eine Frist
zur Nachholung einer ohne gesetzlichen Grund (§§ 1 und 2)
unterlaffenen Jmpsung zu bestimmen und den Nachweis
der erfolgten Jmpfung zu fordern, selbst wenn wegen
Unterlassung der erstmals geforderten Jmpfung oder
Nachweisführung bereits früher einmal eine gerichtliche
Bestrafung gemäß § 14 erfolgt ift. Da jedoch die durch
das Gesetz und die durch die polizeiliche Verfügung er-
forderte Handlung völlig identisch ist, so ist zwar —-—-— wie
dies von dem HberverwaltungssGericht in constanter
Praxis anerkannt ist —- die Androhung einer Exekutivs
strase rechtlich unstatthaft; die Polizeibehörde ist aber
befugt, ihre rechtmäßige Anordnung, da nach der Sachlage
deren Ausführung durch Dritte unthunlich erscheint
(§ 132i des Gesetzes vom 30. Juli 1883), durch
unmittelbaren Zwang durchzusetzen (ctr. 3 § 132 l. c.)

Jn dem einen dieser beiden Erkenntnisse wird sodann
noch Folgendes ausgeführt:

Nach § 4 l. c. ist die Polizeibehörde verpflichtet, eine
Frist zur Nachholung Lder Jmpsung zu bestimmen, wenn
—- und daher auch zu prüfen, ob ——— bie Jmpfung ohne
gesetzlichen Grund unterblieben ist. Ein solcher Grund
besteht nach § 2, wenn und solange ein Jmpfpflichtiger
nach ärztlichem, gemäß § 10 Absatz 2 auszustellenden
Zeugnisse ohne Gefahr für Leben und Gesundheit nicht
geimpft werden kann. Der Jmpfpflichtige ist jedoch nach
Aufhören des diese Gefahr begründenden Zustandes
binnen Jahresfrist der Jmpfung zu unterziehen. Hieraus
folgt, daß der gesetzliche Grund für die zeitweilige
Befreiung nur das thatsächliche Fortbestehen einer solchen
Gefahr nicht aber das, deren Vorhandensein bescheinigende
ärztliche Zeugniß bildet.s Entstehen in ersterer Beziehung
—- und also auch über die materielle Richtigkeit des
Zeugnisses —-—-— ZweiseL so hat nach § 2 Absatz 2 der
Jmpsarzt endgültig zu entscheiden, ob die Gefahr noch
fortbesteht. _ .

Jst sonach die Jmpfung eines Kindes zufolge ärzt-
lichen Zeugnisses unterblieben und ist es zweifelhaft, ob
die bezeugte Gefahr noch fortbe‘teht, so kann die Polizei-
behörde ihre aus § 4 entsprngende Pflicht, eventuell
für Nachholung der Jmpfung eine Frist zu setzen, nicht
anders erfüllen, als daß sie den Jmpfarzt um die end-
gültige Entscheidung undzu diesem Zwecke um die Unter-
suchung des Kindes ersucht und ferner den Angehörigen
des letzteren aufgiebt, dieses binnen bestimmter Frist dem
Jmpfarzte vorzustellen,

Diese Vorführung der Kinder vor den Jmpfarztss
kann die Polizeibehörde in Gemäßheit des § 132 des
Gesetzes vom 30. Juli 1883 erzwingen ; insbesondere
können auch Exeiutivstrafen, und zwar bis zum gesetzlichen
Höchstbetrage, angedroht werden, da nach § 14 des

 

 



Jmpsgesetzes nur die Unterlassung des Nachweises der
Jmpsung und die Unterlassung der Jmpfung o ne
efetzlichen Grund, nicht aber auch die Unterlassung er
orsührung mit Strafen bedroht sind,« also der Satz

ne bis in idem hier nicht Platz greift. .
Königlicher Regierungs-Präsident,

Wirklicher Geheimer Ober-Regierungs am“).
von Juncker.

Qels, den 7. Juli 1892.

 

Vorstehenden Erlaß desHerrn Regierungs-Präsidenten
bringe ich hiermit zur gefälligen Kenntnißnahme der
städtischen Polizei-Verwaltungen, Herren Amtsvorsteher
und Jmpfärzte des Kreises.

 

Nr. 276. Oels, den 6. Juli 1892.
Die lliiagisträte, Guts- und Gemeindevorstände,

weiche noch Einkommenfteuer-Berufnngen, hie ihnen
zur Begutachtung überwiesen worden «sind, hinter sich
haben, ersuche bezw. veranlasse ich, dieselben mir um-
e end urück u eichen.
ab z —z z Der Vorsitzende

der Einkommensteuer-Veraiilagungs-Commisfion.

Nr. 277. Oels, den 4. Juli 1892.
Der Herr Minister des Jnnern hat aus Anlaß eines

zur Sprache gebrachtenFalles genehmigt, daß die Ver-
pflegungskosten für die in die Polizeigefängnisse des Re-
gierungsbezirks Breslau eingelieserten Bettler und Vaga-
bonden von 30 Pf. auf den Betrag von 50 Pf. für den
Mann und Tag erhöht werden dürfen, was ich hiermit
zur Kenntniß der Orts- und Polizeibehörden des Kreises
bringe-

  

Nr. 278. Oele, den 23. April 1892.
Es wird hierdurch bekannt gemacht, daß die Kreis-

Sparkasfe hierselbst Einlagen von einer Mark bis zur
Höhe von 12 000 Mark auf ein Quittungsbuch annimmt
und die Einlagen mit 31/4. O/o verzinst.

» Amtliche Annahmestellen für die Kreis-Sparkasse
befinden sich: «

. in Bernstadt bei Herrn Kaufmann Kuno Scholtz,

. in Zundsfeld bei Herrn Kaufmann Eugen Horn,

. in uliusburg bei Herrn Apotheker Rumler,

. in Alt-Ellguth bei Herrn Gasthausbesitzer Buchwald,

. in Klein-Ellguth beiHerrnGemeindevorsteherGünzel,

. in Gutwohne bei Herrn Partikulier Robert
Steinchen,

. in Kraschen bei Herrn Kaufmann Robert Platzek,

.in ObersMühlwitz bei Herrn Stellenbesitzer Ernst
Konschaele.

Namens des Curatorii der Kreissparkasse:
Der Vorsitzende, Königliche Landrath.

Nr. 279. « Titels, den 5. Juli 1892.
Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der

Königliche Regierungsbaumeister Lutssch zu Breslau für
die Zeit vom 1.- September 1891 bis dahin 1896 zum
Provinzial-Conservator der Provinz Schlesien gewählt und
diese Wahl Seitens des Herrn Ministers der geistlichen,
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten unterm 7. v. M.
bestätigt worden ist und daß, da der ProsvinzialsEonservator
in jeder Hinsicht für den Umfang der Provinz den
Königlichen Conservator der Kunstdenkmäler zu Berlin
vertritt, alle Anzeigen, Anträge und Ansuchen in erster
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Linie zunächst an den Genannten zu richten sinds welcher
in geeigneten Fällen bei dem Eonservator der Kunst-
denkmäler Instruktion einholen wird.

 

Nr. 280. « Oels, den 7. Juli 1892.
Mit Bezug auf meine Kreisblatt-Verfügung vom

27. Juni 1882 (Kreisbl. Seite 113) mache ich die
städtischen Polizei - Verwaltungen und Herren Amts-
vorsteher des Kreises nochmals darauf aufmerksam, daß
die Kosten für die Nachrevision der Mikroskope der
Fleischbeschauer mit 1 Mark für je ein Mikroskop dem
Polizeifonds zur Last fallen und aus den städtischen
Kämmerei- resp. den AmtssKassen zu zahlen sind.

Die in diesem Jahre von dem Königlichen Herrn
Kreis-Physikus direkt vorgeladenen Fleischbeschauer erhalten
von dem Ersteren eine Bescheinigung über den Ausfall
der Revision und eine Quittung über die gezahlte
Revisionsgebühr.

Gegen Vorzeigung dieser beiden Schriftstücke ersuche
ich die städtischen Polizei-Verwaltungen und Herren Amts-
Vorsteher den betreffenden Fleischbeschauern die gezahlten
Beträge zu erstatten.

Nr. 281. Oels, den 4. Juli 1892.
Die städtischen Polizei-Verwaltungen und Herren

Amtsvorsteher des Kreises werden davon in Kenntniß ge-
setzt, daß auf Grund des § 7 des Gesetzes, betreisend
die Invaliditäts- und Alterversicherung vom 22. Juni 1889
der Bundesrath in der Sitzung vom, 28. April d. Js.
beschlossen hat, daß die Bestimmungen des g 4 a. a. O.
auf die von den Kirchengemeinden und kirchlichen
Instituten der evangelischen Landestirchen Preußens mit
Pen««·ionsberechtigung angestellten Beamten, soweit deren
Pensionsanspruch den Mindestbetrag der Jnvalidenrente
erreicht, Anwendung zu finden haben.

Nr. 282. Oels, den 30. Juni 1892.
Von den im Mai-Heft des Deutschen Handels-Archiv’s

enthaltenen Veröffentlichungen dürften nachstehende für die
Handel- und Gewerbetreibenden des hiesigen Kreises von
besonderem Interesse sein:
Seite 507. Zolltarifirung von schlangenförmig gebogenen

rohen Röhren aus schmiedbarem Eisen.
Erstattung der Salzabgabe bei der Ausfuhr
Zepiäkeltey gesalzener und geräucherter Gegen-
an e.

Seite 532. Dentsches Reich und Vereinigte Staaten
‑ von Amerika. -

Uebereinkommen über den gegenseitigen Schutz
der Urheberrechte «

Seite 566. Schweden und Not-wegen Herabsetzung der
Getreidezölle. s

Seite 567. Deutsches Reich. «
Kamerun: Schiffsverkehr im Jahre 1891.
»Togo: Schiffsverkehr im Jahre 1891.

Zweiter Theil: Berichte über das Ausland.
Seite 178. Honkong.

Einfluß der Japanischen Industrie aus das
Absatzgebiet deutscher Fabrikate in China.

 

 

 

 

 

 

 

Nr. 283. Oels, den 7.-Juli 1892.

’ Personal-Chronik.
Bestätigt: -1. der Freistellenbesitzer Carl Fischer zu

Patschkeh als Gemeindevorsteher für die
Gemeinde Patschkey;



Vereidign

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19 .

20.

21.

22.

. der Freistellen
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. der Freiftellenbesitzer Erdmann Pohl
u at te als erter S ö e r die

zGetigizeitig Hatxchteysz d) ff fü

Staticbte’tj"”a13””‘zweite: Schöffe für die
Gemeinde Patschleyz

. der Freistellenbe itzer Julius Regber zu
Patfchley als ülfsfchöffe für die Ge-
meinde Patschley;

. der Freigärtner Robert Günzel zu
Neu-Schmollen als Hülfsschöffe ür die
Gemeinde Neu-Schmollen;

. der Stellenbesitzer Hermann Schwarz
u Wabnitz als Schöffens Stellvertreter

für die Gemeinde Wabnitzz
.der Stellenbesitzer Ernst Kirsch zu
Medlitz als Schüssen-Stellvertreter für
die Gemeinde Medlitzz

. der Gasthausbesitzer Carl Guhr zu
Schwundnig als Schüssen-Stellvertreter
für die Gemeinde Schwundnigz

. der Freistellenbesitzer Karl Kuhnert zu
Schwierse als Schüssen-Stellvertreter für
die Gemeinde Schwierse;
der Freistellenbefitzer Gottlieb Bartke
zu Schützendorf als Schüssen- Stellvertreter
der Gemeinde Schützendorf;
der Bauergutsbesitzer August Kirsch zu
Staate als Schöffe für die Gemeinde
Staate;
der Schmiedemeister Johann Paremba
zu Staate als Hülfsschöffe für die Ge-
meinde Staate;
der Stellenbesitzer Karl Wagner zu
Staate als Gemeinde-Executor für die
Gemeinde Staate;
der Freistellenbesitzer Paul Walter zu
Neuhof b./St. als Schüssen-Stellvertreter
für die Gemeinde Neuhof b.-R.;
der Freistellenbesitzer August Rade-
macher zu Staate als Schüssen-Stell-
vertreter für die Gemeinde Staate;
der Häusler Gottlieb Kahlfuß zu
Neu-Ellguth als Schüssen-Stellvertreter
für die Gemeinde NeusEllguthz
der Freisteller Friedrich Buhr zu
Neu-Ellguth als Gemeinde-Executor für
die Gemeinde Neu-Ell uth;
der Bauergutsbesigr ulius Rösler
zu Pontwitz als chöffe für die Ge-
meinde Pontwitz;
der Gutsbesitzer Ernst Grünig zu

 

 

Gutwohne als Gemeindevorsteher für die «
Gemeinde Gutwohne;
der Gutsbesitzer Julius Pohl zu Gut-
wohne als HülfssSchöffe für die Gemeinde
Gutwohnez
der Stellenbesitzer Gottlieb Fuchs zu
Vorstadt Bernstadt als Schöffe für die
Gemeinde».Vorstadt Bernstadtz
der Stellenbesitzer Wilhelm Zürhner
zu Vorstadt Bernstadt als Schüssen-
Stellvertreter für die Gemeinde Vor tadt
Bernstadtz

esitzer Carl Barth zu

 

Verpflichtetr 23. der Bauergutsbesitzer Julius Po t zu
Ulbersdorf als Gemeindevorsteher für die
Gemeinde Ulbersdorf;
die Freistellenbesitzer Karl Groß und
und Gottlieb Scholtz aus Ulbersdorf
als Schüssen für die Gemeinde Ulbers-
dorf, sowie der Freistellenbesitzer August
Schütze zu Ulbersdorf als Schüssen-
Stellvertreter für die GemeindeUlbersdoer
der Gutsbesitzer Reinhold Steinborn
zu Stampen als Schöffe für die Gemeinde
Stampen;
der Gutsbesitzer Ernst Zappe zu
Stampen als Schüssen-Stellvertreter der
Gemeinde Stampen;
der Gutsbesitzer Fritz Fuhrmann zu
Woitsdorf als Gemeindevorsteher für die
Gemeinde Woitsdorf;
der Freistellenbesitzer Traug o tt Hamer
zu Woitsdorf als Schöffe für die Ge-
meinde Woitsdorfz
der Kretschambesitzer Gustav Winller
zu Woitsdorf als Schüssen-Stellvertreter
für die Gemeinde Woitsdorf

Der Königliche Landrath.
von Kardorff.

B. Bekanntmakhungen anderer Behorden.
Netsche, den 29. Juni 1892.

Unter dem Rindvieh des Dominium Ludwigsdorf ist
die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen.

Die gesetzlichen Sperrmaßregeln sind angeordnet.
Der Agitsvorfteher

rove.

Groß-Zöllnig, den 4. Juli 1892.
Unter dem Rindvieh der Stellenbesitzer Carl Birle II,

Veronila Becker und Karl Setzer aus Groß-.Zöllnig
ist die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen.

Die gesetzlichen Sperrmaßregeln sind angeordnet.
Der Amtsvorsteher.

Kleiner.

Groß-Zöllnig, den 7. Juli 1892.
Die Maul- und Klauenseuche unter den Viehbeständen

des Bauergutsbesitzers Josef Aßmann II von hier ist
erlofchen.

Der Amtsvorsteher.
K l e i n e r .

Stampen, den 5. Juli 1892.
Unter dem Rindvieh des Gutsbesitzers Christalle

und des Ortsvorstehers Wandel aus Stampen ist die
Maul- und Klauenseuche ausgebrochen.

Die gesetzlichen Sperrmaßregeln sind angeordnet.
Der Amtsvorsteher.

Panth-

AltsEllguth, den 6. Juli 1892.
Die Maul-i und Klauenseuche unter den Nindvieh

bestünden bei den Stellenbesitzern Bischof, Kornau und
Bart chv zu Ostrowine ist erloschen.

ie Sperrmaßregelu sind aufgehoben.
Der Amtsvorstehen
Grundmann.

fVereidigr 24.

25.

26.

Verpflichtet: 27.

Vereidigt: 28.

29.
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Reesewitz, den 6. Juli 1892.

Bekanntmachung.
Die Maul- und Klauenseuche aus dem Dominium

Galbitz ist erloschen. Die Sperre wird hiemit aufgehoben-
Der Amtsvorsteher.
Gras v. Dyhrn.

Süßwinlel, den 6. Juli 1892.

Die Maul- und Klauenseuche ist bei dem Rindvieh
des Schmiedemeister Hermann Biewald zu Süßwinkel
ausgebrochen und sind die nöthigen Sperrmaßregeln an-
geordnet worden.

Der Amtsvorsteher.
Roenckendorff.

 

 

Schwierse, den 7. Juli 1892.
Die Maul- und Klauenseuche unter dem Rindvieh

der Ortschaften Schwierse städtisch und Schwierse gutsh.
ist erloschen.

Der Amtsvorsteher.
von der Berswordt.

 

 

Breslau, den 29. Juni 1892.
ßefanntmacbunga.

Meine Bekanntmachungen domMd. J» bezüg-
lich der am 22. April cr. gegen die Wittwe Breuer aus
Heinzendors verübten Verbrechen haben durch die inzwischen
erfolgte Ergreifung des Thäters, Tischlergesellen alentin
KoszioL ihre Erledigung gefunden.

Der Königliche Erste Staatsanwalt

Berlin W.‚ 24. Juni 1892.
Bekanntmachung.

Postpacketvertehr mit Mexilo.
Vom 1. « Juli 1892 ab können Postpackete ohne

Werthangabe im Gewichte bis 5 kg nach Mexito ver-
andt werden.

Die Postpackete müssen srankirt werden.
Die Taxe beträgt ohne Rücksicht auf das Gewicht

3 Mark für jedes Packet.
Ueber die Versendungs-Bedingungen ertheilen die

Postanstalten aus Verlangen Auskunft.

Reichs-Postumt, I. Abtheilung.
Sachse

 

 

 

« Nebst einer Jetlaga « «
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« Beilage zu Nr. 28 des Oelser Kreisblattes.
Die Vortheile des Erwerbs von Renteugüteru.

Die beiden Gesetze vom 27. Juni 1890 unb
7 Juli 1891 über die Errichtung von Rentengütern ver-
folgen, wie oft hervorgehoben wurde, den Zweck, die
Gründung neuer ländlicher Stellen zu befördern und den
weniger bemittelten Klassen auf dem Lande den Erwerb
einer sicheren Scholle zu erleichtern. Sie haben also, ab-
gesehen von größeren Vefitzern, die ihren Grundbesitz ganz
oder theilweise zu Rentergütern austhun wollen, besonderes
Interesse für junge Landwirthe, die bei der Theilung des
elterlichen Vermögens in Kapital abgefunden sind, Häusler
nnd Büdner, die außer einem Garten und einigen Morgen
Land keinen Grundbesitz haben, endlich alle diejenigen
ländlichen Arbeiter, die sich einiges Vermögen erworben
haben und seßhaft machen wollen.

Ueber die Vortheile, die der Erwerb von Rentengütern
bietet, hat sich kürzlich die Generaleommifsion für Branden-
burg und Pommern, der bereits über 100 größere und
kleinere Güter mit einer Gesammtfläche von mehr als
35000 Hektaren zur Vermittelung der Austheilung
von Rentengütern zur Verfügung stehen, in einer Ab-
handlung verbreitet, der wir im Interesse der ländlichen
Bevölkerung folgendes entnehmen:

1. Jedem Rentengutserwerber muß für fein Rentengut
volle Freiheit von den Schulden des Hauptgutes, von dem
es abgezweigt wird, gewährt werden.

2. Der Rentengutserwerber bedarf außer den Mitteln
für eine mäßige Anzahlung und für die erste Ausrüstung
der Stelle mit den nöthigen Gebäuden, sowie mit todtem
und lebendem Inventar keiner Baarmittel

3. An die Stelle der sonst bei Käufern bäuerlicher Stellen ge-
wöhnlichen hypothekarifchen Verhaftung des erworbenen Ve-
sitzes für die jeder Zeit kündbaren Restkaufgelder trittdie ding-
liche Verpflichtung zur Zahlung einer jährlichen Rente, welche
gleich bei der Uebernahme des Rentengutes größtentheils in ein
unkündbare, an die staatliche Rentenbank zu zahlende vier-
prozentige Amortisationsrente umgewandelt, im Uebrigen
aber —- im Wege der Vereinbarung —-— gleichfalls nnkündbar
gestellt werden kann. Die große Gefahr der Kündigung
der Kaufgelder wird hierdurch völlig beseitigt. Soweit die
Rente in eine an die Rentenbank zu zahlende Amortisations-
rente umgewandelt wird, erlischt sie nach 601/2 jähriger
Zahlung und hat der Rentengutserwerber dann nichts mehr
zu zahlen. Er ist jedoch nach zehnjähriger Zahlung der
Rentenbankrente berechtigt, die Rente der Rentenbank jeder-
zeit zu kündigen und den noch nicht amortisirten Theil des
der Rente entsprechenden Rentenbriefkapitals in baar zu
bezahlen. Vor Ablauf von 10 Jahren steht dem Renten-

 

gutsbesitzer die Kündigung der Rente nur mit Genehmigung f
der königlichen Generalkommisfion frei.

 

4. Vei Begründung des Rentengutes kann dem Er-
werber auf Antrag das erste —- besonders schwierige i-—Jahr
als Freijahr gewährt werden. während dessen er keine Rente
zu zahlen hat. Der erlassene Zinsbetrag wird alsdann
dem zu amortisirenden Kapitale zugerechnet und die Rente
somit um eine geringe Kleinigkeit erhöht.

5. Zur erstmaligen Ausführungder nothwendigenWohn-
und Wirthfchaftsgebäude können den Rentengutserwerbern
staatliche Darlehne in 31/2 procentigen Rentenbriefen bis
zur Höhe von s-« des Werthes der Gebäude gewährt werden.
Die Verzinsung und allmählige Rückzahlung dieser Dar-
lehne erfolgt gleichfalls durch 601X21ährige Zahlung einer
4 procentigen Rente an die Rentenbank. Wer z. V. ein
Baudarlehn von 1000 Mark in Rentenbriefen erhalten
hat, zahlt dafür jährlich 40 Mark Rente nnd hat damit
nach 601/2 Jahren auch das Kapital getilgt, während er,
wenn er das Geld anderweit leiht, der Regel nach schon
mehr Zinsen zahlen muß (bei 41/2 pCt. schon 45 Mark),
ohne daß seine Schuld hierdurch getilgt wird.

6. Ein fernerer Vortheil der Rentengutserwerbung
besteht darin, daß das ganze zur Rentengutsbildung er-
forderliche Verfahren von der königlichen Generalkommisfion
und deren Kommissaren durchgeführt wird, An Kosten
werden für das ganze Verfahren nur Pauschquanta nach
Maßgabe des § 2, Nr. 3 des Gesetzes vom 24. Juni 1875,
dagegen keine Stempelkosten, insbesondere keine Grund-
erwerbs- (Kaufi oder Auflasfungs-) Stempel, erhoben.
Die Kosten stellen sich daher der Regel nach nicht höher,
als die Kosten gewöhnlicher Stellenkäufe.

Hie und da soll von gewerbsmäßigen Güterausfchlächtern
und Grundstückswucherern, denen natürlich die Renten-
gütergesetze mit ihrer Erleichterung der freien Parcellirung
von Gütern und ihren Bürgschaften gegen Uebervortheilung
ein Dorn im Auge sind, versucht worden fein, irrige An-
sichten über die Einrichtung des Rentenguts zu verbreiten.
Namentlich darf man sich durch die Behauptung, der
Rentengutsbesitzer habe ein geringeres Eigenthum und Ver-
fügungsrecht als jeder andere Besitzer, nicht irre machen
lassen. Die einzige dem Rentengutsbefitzer auferlegte Be-
schränkung besteht darin, daß er das Gut, solange Renten-
bankrenten darauf ruhen , nur mit Genehmigung der General-
komission parzelliren oder Theile davon veräußern oder
dessen wirthschaftliche Selbstständigkeit aufheben darf. Jm
übrigen ist er völligfreier Eigenthümer, der wie jeder andere
Eigenthümer das Gut veräußern, verpsänden oder mit
Auszugsrechten, Altentheilen 2e. belasten kann und in den
Gemeinderechten jedem anderen Besitzer ganz ebenbürtig ist.

 

 



Verpachtung dler ChausseegelikHebestelle
nZirkwitz.

Die Chausseegeld- Hebestelle inlZirkwisz an der Trebnitz-Lickerwitzer Kreischaussee mit
einer Chausseegeld-Hebebefugniß für 11/2 Meile soll vom 1. Oktober er ab auf die Dauer
von 3 Jahren verpachtet werden.

Termin hierzu ist

auf Sonnabend, den 23. Juli cr., Vormittags 10 Uhr,
im Bureau des Kreis-Aussschusses hierselbst, Bergstraße Nr. 3 (II. Etage), angesetzt worden,
wozu Pachtlustige hiermit eingeladen werben.

Das Mindestgebot ist auf 2250 Mark und die Vietungs-Cantion auf 200 Mark
festgesetzt Der Zuschlag unter den Bietern bleibt vorbehalten und wird innerhalb
14 Tagen nach dem Bietungstermin ertheilt werben. Die Verpachtungs-Bedingungeu können
bis zum Termin im Bureau des Kreis-Ausschusses eingesehen oder von demselben gegen
Einsendung von 50 Pf. bezogen werden«

Trebnitz, den 27. Juni 1892.

Der Vorsitzende des Kreis--.Ausschusses
von Schelih

Königlicher Landrath

Zur Sonntagsruhel
Ju Bernstadt darf vom 1. Juli cr. ab an

Sonntagen nur
1111n 6 bis 1129 Uhr sriih und 111111 l1211 bis
l Uhr Mittags

verkauft werden.
Nach 1 Uhr Mittags sind die Geschäftslokale

fest geschlossen

Der Kaufmiinnische Verein zu Bernstadt.
» Wir liefern.innerhalb 24 Stunden fertige

Dtemen-, Miete-is oder Schoberlakeu
aus unverstocklich wasserdicht imprägnirtem Segeltuch, garantirt jutefrei und wasserdicht,
zu folgenden Preisen:

Qualität 1 2 3 4
185 « 170 157 115 Pfennige per

Quadratmeter fertig genähte Decke einschl Oesen
Behrens’ mechanisehe Weberei,

Aktien-Gesellschaft 111 Einbekk

Jm Verlage von A. Ludwig in Oels erschien in neuer Auflage zum Preise
von 75 Pf. und ist auch zu haben bei Heinrich Tilgner in Berti stadt und .Iuliue Malig
in Festenberg:

Neneftes schlesisches Kochbuch,
gründliche Anleitung, alle Speissen nnd Backwerke auf eine feine und schmackhafte
sowie auch wohlfeile Weise zu bereiten.
Handbuch für Schlesiens Töchter und angehende Hausfrauen, auch ohne alle Vor-
kenntnisse sich über die Bedürfnisse luxuriös besetzter Tafeln, sowie über den einfachen
Tisch bürgerlicher Haushaltungen zu belehren. Herausgegeben von einer ersahrenen
schlesischen Hansfran. Siebente vermehrte und verbesserte Auflage

Durch Vergrößerung meiner Geschäfts- Lokalitäten,
sowie durch günstige Abschlttsse mit Fabriken des Jn- und Anstandes, verkaufe folgende
Artikel: Glas-, Porzellan- UndSleiUgUtwtmkeU zu b ed eu t end erm äß igtenP reis en

Joh. Hollander, Ring 23.

 

 

Ein unterweisendes und unentbehrliches 

Kirchliche Nachrichten.
s Am 4. Sonntage nach Trinitatis .
predigen in der Schloßkirche zu Oels:

Frübpredigt 6 Uhr: Herr Archidiatonus Biehler.
Amtspredigt 9 Uhr: Herr Dialonus Bone.

(Bache’sche Stistspredigt.)
91aebn1111ugesißrebigt11/2übr:%e116nperintenbent

Ueberschär.
Beichte früh 1/5.9 Uhr: Herr Dialonus Bone.

Wochenpredign
Donnerstag, den 14. Juli 189211111387, Uhr:

Herr Archidiatonus Biehler.
Amtswochef Herr Diatonus Bone.

Cursum-Tigerfell
Für den täglichen Gebrauch empfehle ich

folgende in weiten Kreisen meiner werthen
Kundschaft beliebte Sorten:

 

SUebia lI. åM. 3,50 per 100 Stück.
MerikoJmport » » 400 „ „ «
Superb » » 4.50 » » »
Fabuloso .. » 5,00 » « »
Chacota .. „ 6.00 „ „ „
Maiglöckchen .. „.700 „ » »
Junta » » 8,00

Größere und kleinere Proben vorstehender
Marien werden gern abgegeben.

Jacob Katz,
Cigarren- uud Cigarettens

Versand-Geschäft.

Das Geheimniss
alle Hautunreinigkeiten und Haut-
ausscbläge, wie: Mitesser, Finnen,
Flechten, Leberfleeke, übelriechenden
Schweiss etc. zu vertreiben, besteht in
täglichen Wasehungen mit

Carbol-Theersehwefel-Seife
von Bergmann & 60., Dresden.

Vorr. å St. 50 Pt. bei R. Regber.

Ein Gasthans
mit gutem Acker, alles Lehmunterlage, (zur
Ziegeleianlage sehr geeignet) schönen Wiesen
mit vollständigin Ernte und Inventar sofort
zu verkaufen. Anzahlung nach Uebereinkunft.
Näheres in der Expedition dieses Blattes

inne nnd 1111111111111 31111111111
sind stets vorräthig bei
M. Fort-hoch Ohlauerstr. Nr. 5

—

Marttprets der Stadt Oels
vom 2. Juli 1892.

(für 100 Kilogramm)

Weizen, weiß . . . 20 60 20 30
elb .. 20 so 20 _20 19 80

E·

 

 

 
      

Stufen ..... 19 so 19 18 eo
Gc ic ...... 15 --- 14 13 -—-—

afer ...... 15 60 15 0 14 80
rbesn ...... 20 —- 19 -- 18 —-

Kartoffeln (7b Kilong 4 50 4 -- 3 50
Heu alt ...... 3 40 3 — 2 {10

neu . . . . . 2 30 2 — l {60

Stroh alt ..... 27 s-— 25 i ..... 23 ...




